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Demografie. Das Institut der deutschen Wirtschaft Köln hat seine vor knapp 
einem Jahr erstmals veröffentlichte Bevölkerungsprognose mit den neuen 
Daten zur Zuwanderung aktualisiert. Das Ergebnis stellt sämtliche bisherigen 
Erwartungen auf den Kopf: Deutschland wächst wieder – und zwar auf mehr 
als 83 Millionen Einwohner bis 2035.

siert – in der Welt, im Land, aber 
auch in den Statistiken:

Im Jahr 2015 sind netto, also ab-
züglich der Auswanderer, 1,1 Millio-
nen Menschen nach Deutschland 
eingewandert – so viele wie nie zuvor 
in der Geschichte der Bundesrepublik.

Bereits 2014 waren unterm Strich 
550.000 Menschen nach Deutsch­
land gezogen – und schon das war 
eine weit überdurchschnittliche Di­
mension der Zuwanderung.

Binnen zwei Jahren verzeichnete 
Deutschland somit gut 1,6 Millionen 
neue Bürger. Darin nicht einmal 
enthalten sind jene 300.000 bis 
400.000 Flüchtlinge, die zwar schon 
2015 nach Deutschland gekommen 
sind, ihre Asylanträge aber erst in 
diesem Jahr stellen werden.

Der neue iwd. Die Web-
site iwd.de bietet ab dem
1. Juni neben aktuellen
Artikeln unter anderem aus-
führliche Themen-Dossiers
sowie die Zahl der Woche.	
Seite 3

Fachkräfte. Fortbildungs-
absolventen sind in einigen 
Bundesländern rar – vor allem 
in der Metall- und Elektro-
Industrie, in der Pflege und
im Bildungsbereich.
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Die Betriebe in
Deutschland sind
grundsätzlich gar
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Studium. Akademiker
mit guten Fremdspra-
chenkenntnissen und
Auslandskontakten
werden für Unterneh-
men immer wichtiger.
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Im vergangenen Jahr ging das 
Institut der deutschen Wirtschaft 
Köln (IW) wie alle Bevölkerungs­
experten noch mit Fug und Recht 
davon aus, dass Deutschlands Ein­
wohnerzahl künftig sinken wird (vgl. 
iwd 29/2015). Seitdem ist viel pas­
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Stand: Mai 2016 auf Basis aktueller Zuwanderungszahlen; 2035: Prognose
Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln

Bevölkerungspyramide: Der Einfluss der Zuwanderer

2015

So viele Männer und Frauen dieses Alters leben in Deutschland
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Größte Altersgruppe der Flüchtlinge Geburtenstarke Jahrgänge von 1955 bis 1969

Unter geänderten Vorzeichen

Ausgabe 21
26. 5. 2016
42. Jahrgang
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Die nach wie vor gültigen Voraus­
berechnungen des Statistischen Bun­
desamts unterschreiten die IW-Wer­
te für das Jahr 2035 in Szenario eins 
um mehr als fünf Millionen Einwoh­
ner und in Szenario zwei um rund 
drei Millionen.

Sogar wenn man gewisse Progno­
se-Unsicherheiten einbezieht, wird 
Deutschland nach den IW-Berech­
nungen im Jahr 2035 mit 80-prozen­
tiger Wahrscheinlichkeit zwischen 
80,8 und 85,5 Millionen Einwohner 
haben. Das heißt, dass die beiden 
meist genutzten Bevölkerungsszena­
rien des Statistischen Bundesamts 
nach allen heutigen Erkenntnissen 
zur künftigen Zuwanderung eher 
unwahrscheinlich sind.

Doch können die Zuwanderer 
auch Deutschlands umlagefinan­
zierte soziale Sicherungssysteme 
auffangen, die durch die Alterung 
der Gesellschaft schwer in Bedräng­
nis geraten? Wohl eher nicht: Zwar 
ist das Gros der Flüchtlinge zwi­
schen 20 und 30 Jahre alt und wird 
– sofern die Integration in den Ar­
beitsmarkt gelingt – auch Sozialver­
sicherungsbeiträge zahlen. Da die 
Zuwanderung aber nicht auf dem 
gegenwärtigen Niveau bleiben wird, 
bekommt die Alterspyramide 2035 
lediglich eine kleine Beule bei den 
40- bis 50-Jährigen, wird in den jün­
geren Jahrgängen aber wieder 
schmaler (Grafik Seite 1). Diese Zu­
wanderungsausbuchtung in der Be­
völkerungspyramide reicht nicht 
aus, um die Renten der geburten­
starken Jahrgänge von 1955 bis 1969 
zu finanzieren.

hen von den methodischen Unter­
schieden liegt die entscheidende Dis­
krepanz zwischen IW Köln und 
Statistischem Bundesamt in der 
Größenordnung der Zuwanderung:

Laut IW-Berechnung gewinnt 
Deutschland von 2014 bis 2035 insge-
samt 7,9 Millionen neue Bürger aus 
dem Ausland dazu.

Das Statistische Bundesamt ver­
anschlagt dagegen in jenen beiden 
Bevölkerungsszenarien, die politi­
schen Entscheidungen häufig zu­
grunde gelegt werden, für denselben 
Zeitraum gerade einmal 3,8 Millio­
nen beziehungsweise 5,8 Millionen 
Zuwanderer netto.

Die neuen IW-Zahlen stellen die 
bislang erwarteten Bevölkerungs­
trends auf den Kopf (Grafik):

Im Jahr 2035 wird Deutschland 
voraussichtlich etwa 83 Millionen 
Einwohner haben – rund 1,2 Millio-
nen mehr als heute.

Insgesamt rechnet die Bundes­
regierung für die Jahre 2015 bis 2020 
mit 3,6 Millionen Flüchtlingen. Hin­
zu kommen noch die üblichen Mi­
granten in den Arbeitsmarkt und die 
hiesigen Bildungssysteme, beispiels­
weise Studierende. Selbst wenn ein 
Teil der Zugewanderten das Land 
wieder verlässt, weil Asylanträge 
nicht anerkannt werden oder sich die 
politische und wirtschaftliche Lage 
in den jeweiligen Heimatländern bes­
sert – die Zuwanderung wird noch 
eine ganze Weile hoch bleiben und 
den demografischen Wandel stark 
beeinflussen.

Während das Statistische Bundes­
amt jedoch noch darauf verzichtet, 
die Annahmen der Szenarien für 
seine Bevölkerungsvorausberech­
nung entsprechend anzupassen, hat 
das IW Köln die aktuellen und er­
warteten Zuwanderungszahlen in 
seine Prognose eingespeist. Abgese­
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Statistisches Bundesamt: 13. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung von 2015
Quellen: Statistisches Bundesamt, Institut der deutschen Wirtschaft Köln

IW-Bevölkerungsprognose: Deutschland wächst

Szenario 1IW-Prognose Szenario 2

Für 2014 und 2015 wird die tat-
sächliche Nettozuwanderung von
550.000 bzw. 1,1 Millionen Menschen
berücksichtigt; die Zuwanderung für
2016 und die Folgejahre wird aus
Prognosen abgeleitet, die auf einem
statistischen Modell basieren.

Für 2014 und 2015 wird
eine Nettozuwanderung
von 500.000 Menschen
angenommen; sie verrin-
gert sich bis 2021 schritt-
weise auf 100.000
Menschen pro Jahr.

Für 2014 und 2015 wird
eine Nettozuwanderung
von 500.000 Menschen
angenommen; sie verrin-
gert sich bis 2021 schritt-
weise auf 200.000
Menschen pro Jahr.

Deutschlands Einwohnerzahl in Millionen

So fließt die Zuwanderung ein

Zuwanderung von 2014 bis 2035 insgesamt in Millionen
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Institut der deutschen Wirtschaft Köln Statistisches Bundesamt

aus IW-Trends 2/2016
          Philipp Deschermeier: Einfluss
der Zuwanderung auf die demografische
Entwicklung in Deutschland
iwkoeln.de/bevoelkerungsprognose
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iwd  Damit kann man arbeitenDer n
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Für Fakten-O� enleger, Überblick-Verscha� er und Auf-den-Punkt-Bringer 
Der neue iwd präsentiert sich erstmals mit einer eigenen Website. iwd.de liefert Ihnen Daten, Fakten und Hintergründe zu aktuellen Wirtscha� sthemen direkt auf 
den Rechner, aufs Tablet oder Smartphone. Mit vielfältigen Funktionen zur Weiterverarbeitung. Überzeugen Sie sich selbst auf iwd.de
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Über den iwd
Seit gut 40 Jahren berichtet der Infor­
mationsdienst iwd über die Forschungs­
ergebnisse des Instituts der deutschen 
Wirtschaft Köln zu aktuellen wirt­
schafts-, sozial- und bildungspolitischen 
Themen. Anders als die fachwissen­
schaftlichen Publikationen des IW wen­
det sich der iwd an die breite Öffentlich­
keit – mit journalistisch geschriebenen, 
allgemein verständlichen Texten, vielen 
Fakten und anschaulichen Infografiken. 
Zum 1. Juni 2016 wird das Konzept für 
den iwd umgestellt, um die Informa­
tionen einem noch größeren Publikum 
zugänglich zu machen. Auf der Website 
iwd.de werden täglich neue Artikel ver­
öffentlicht, die Printausgabe erscheint 
alle zwei Wochen – mit 12 statt 8 Seiten.

Viel Neues auf iwd.de
Ab 1. Juni auf der iwd-Website

Aktuelle Themen aus diesen Bereichen:
Wirtschaft und Politik
Arbeit und Soziales
Unternehmen und Branchen
Bildung
Europa und die Welt

Zuwanderung
25 Jahre Mauerfall
Spenden

3 Fakten, die wichtig werden

Zahl der Woche

•
•
•

iwd-Archiv ab 2011
Alle Printausgaben als pdf-Datei zum Herunterladen und Ausdrucken
Ausgefeilte Suchfunktion

Dossiers, zum Beispiel zu den Themen:



Akademiker kommen mit 2,6 Pro­
zent auf eine höhere Quote. 

•	 Stark gefragt. Auf dem Arbeits­
markt sind Fortbildungsabsolventen 
in vielen Bereichen knapp: Im März 
2016 gab es in 35 von 102 entspre­
chenden Berufen weniger Arbeits­
lose als offene Stellen. 

Allerdings gibt es große regionale 
Unterschiede. Aktuell tun sich Un­
ternehmen in Süddeutschland am 
schwersten mit der Rekrutierung 
von Meistern, Technikern und Fach­
wirten (Grafik):

In Baden-Württemberg kommen 
auf 100 gemeldete offene Stellen für 
Fortbildungsabsolventen nur 130 Ar-
beitslose – und da in der Regel nur 
jede zweite offene Stelle bei der Bun-
desagentur gemeldet wird, klafft eine 
beträchtliche Fachkräftelücke. 

Auch in Bayern, Rheinland-Pfalz 
und Hessen sind Fachkräfte mit Auf­
stiegsfortbildung so stark nachge­
fragt, dass es oft zu wenige Bewerber 
für entsprechende Jobofferten gibt.

Besonders eklatant sind die Eng­
pässe in Süddeutschland im Sektor 
Gesundheit, Soziales und Bildung 
sowie in der Metall- und Elektro-
Industrie: Knapp sind also beispiels­
weise Automatisierungs- und Elek­
trotechniker, aber auch Fachkran­
kenpfleger, Kindergartenleiter oder 
Meister der Hörgeräteakustik. In der 
M+E-Industrie kommen in einigen 
südlichen Bundesländern weniger 
als 100 Arbeitslose auf 100 gemel­
dete offene Stellen für Fortbildungs­
absolventen. 

Machtlos sind die Unternehmen 
angesichts dieser Fachkräfteengpäs­
se aber nicht – sie können sogar an 
mehreren Stellschrauben drehen, um 

höheres Einkommen als jene, die 
„nur“  eine Berufsausbildung haben. 
28 Prozent von ihnen haben sogar 
einen höheren Stundenlohn als ein 
Durchschnittsakademiker (vgl. iwd 
19/2016).

•	 Selten arbeitslos. Meister, Techni­
ker und Fachwirte haben mit durch­
schnittlich 2 Prozent das geringste 
Risiko, erwerbslos zu werden. Selbst 

Fachkräfte. In einigen Bundesländern haben immer mehr Unternehmen 
Schwierigkeiten, Meister, Techniker und Fachwirte zu finden. Vor allem in der 
Metall- und Elektro-Industrie sowie in der Pflege und im Bildungsbereich sind 
Fortbildungsabsolventen rar.

Die Fortbildung zum Meister, 
Techniker oder Fachwirt ist beileibe 
nichts Neues, doch was vielen nicht 
klar ist, sind die damit verbundenen 
Vorzüge. Denn die Aufstiegsfortbil­
dung für Fachkräfte mit abgeschlos­
sener Berufsausbildung macht sich 
in mehrfacher Hinsicht bezahlt: 

•	 Guter Verdienst. In der Regel er­
zielen Fortbildungsabsolventen ein 
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Stand: Februar 2016
Ursprungsdaten: Bundesagentur für Arbeit

Wo es an Meistern mangelt
Zahl der arbeitslosen Meister, 
Techniker und Personen
mit Fachschulabschluss
je 100 gemeldete offene Stellen

Ein Fachkräfteengpass
liegt vor, wenn die gemel-
deten Arbeitslosen nicht
ausreichen, um die offenen
Stellen zu besetzen. Da im
Schnitt nur etwa jede zweite
offene Stelle bei der Bundes-
agentur für Arbeit gemeldet
wird, geht man bereits dann
von einem Engpass aus,
wenn es je 100 gemeldete
offene Stellen weniger als
200 Arbeitslose gibt.

Fachkräfte-
engpass
liegt vor

Kein
Fachkräfte-
engpass
liegt vor

Referenz-
wert 100

250

 Schleswig-
Holstein

100297

Hamburg

100

210

 Nieder-
sachsen

100

224

Bremen

100

235

Nordrhein-Westfalen

100
188

Hessen

100177

Rheinland-Pfalz

100

130

 Baden-
Württemberg

100

159

Bayern

100

208

Saarland

100

293

Brandenburg

100

330

 Mecklenburg-
Vorpommern

100

272

Sachsen
100

277

 Sachsen-
Anhalt

100

224

Thüringen

100

Berlin

456

100

Der Meister-Engpass



gefragte Spezialisten ans Unterneh­
men zu binden:

•	 Qualifizierung der Mitarbeiter. 
Unternehmen sollten Mitarbeiter 
unterstützen, die eine Aufstiegsfort­
bildung absolvieren – zum Beispiel 
indem sie sie von der Arbeit freistel­
len oder sich an den Lehrgangs- und 
Prüfungskosten beteiligen. Dank der 
verbesserten Bedingungen des Meis­
ter-Bafögs dürften sich zudem künf­
tig mehr Gesellen und Berufserfah­
rene für eine Meisterausbildung 
entscheiden. 

•	 Rekrutierungswege ausweiten. Ins­
besondere für kleine und mittlere 
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Unternehmen kann es hilfreich sein, 
die Suche nach neuen Mitarbeitern 
überregional anzugehen. Poten­
ziellen Kandidaten sollte dann sinn­
vollerweise auch Unterstützung an­
geboten werden – etwa beim Umzug 
oder bei der Suche nach einer Ar­
beitsstelle für den Partner.

•	 Digitalisierung nutzen. Vor allem 
in Bereichen, in denen voraussicht­
lich noch längere Zeit Fachkräfte 
fehlen werden, sollten Unternehmen 
stärker in die Digitalisierung inves­
tieren: Wenn Computer und Maschi­
nen nämlich einen größeren Teil der 
Tätigkeiten von Fortbildungsabsol­

venten erledigen, können gezielt   
solche Spezialisten entlastet werden, 
die auf dem Arbeitsmarkt rar sind. 
Auf diese Weise kann ein Unterneh­
men mit derselben Zahl von Fach­
kräften mehr Aufträge annehmen 
und ausführen. Besonders geeignet 
ist die Übernahme von Tätigkeiten 
durch computergesteuerte Maschi­
nen für Fortbildungsberufe in der 
Automatisierungstechnik und der 
Elektrotechnik. 

Dennoch machen Politiker die 
Dieselautos dafür verantwortlich, 
dass die Stickoxide im Jahr 2015  
dem Feinstaub den Rang als Luft­
schadstoff Nummer eins abgelaufen 
haben:

An vielen Hauptverkehrsachsen in 
den deutschen Städten liegt die Stick-
oxidkonzentration in der Umgebungs-
luft weit über dem Jahresgrenzwert 
von 40 Mikrogramm pro Kubikmeter.

An jedem Messpunkt ist jedoch 
die Zusammensetzung der Verursa­
cher verschieden. Es gibt Orte, wo 
Busse oder Lkws die Hauptquellen 
sind, an anderen sind es Pkws, die 
die Stickoxidkonzentration über den 
Grenzwert steigen lassen.

Zudem gilt der gemessene Wert 
eben nur für genau diese Stelle – we­
nige Meter weiter kann die Stick­
oxidkonzentration schon deutlich 
geringer sein. Über die Luftqualität 
in einer ganzen Stadt sagt ein einzel­
ner Messpunkt also verhältnismäßig 
wenig aus.

Dieselautos am Pranger
Stickoxidemissionen. Politiker be-
haupten gerne, Pkws mit Dieselmotor 
seien allein verantwortlich für die 
hohe Stickoxidbelastung der Luft in 
deutschen Städten. Diese Darstellung 
ist aber arg vereinfacht.

Die Nachricht ist erfreulich: Die 
Fahrzeuge auf Deutschlands Stra­
ßen stoßen immer weniger Stick­
oxide aus (Grafik):

Seit 1991 ist die Menge der vom 
Straßenverkehr jährlich verursachten 
Stickoxidemissionen um 70 Prozent 
auf weniger als 400 Kilotonnen zu-
rückgegangen.

Bei den Diesel-Pkws war der 
Trend zwar gegenläufig – was auch 
daran liegt, dass sich ihre Zahl seit 
1991 mehr als vervierfacht hat. Der 
Anteil aller Diesel-Pkws am gesam­
ten Stickoxidausstoß des Straßenver­
kehrs beträgt aber bundesweit nur 
knapp ein Drittel. Etwa zwei Drittel 
der Emissionen entfallen nach wie 
vor auf Lkws und Busse.

Weitere Informationen zum Thema       
Fachkräfteengpässe unter:
kofa.de
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Sonstige Kraftfahrzeuge: zum Beispiel Nutzfahrzeuge,
Busse, Motorräder; Quelle: TREMOD – Transport
Emission Model des
Instituts für Energie- und
Umweltforschung Heidelberg

Straßenverkehr:
Emissionen stark
gesunken
Pkws mit Benzinmotor

Pkws mit Dieselmotor

Sonstige Kraftfahrzeuge

1991

1996

2001

2006

2011

2015

672

397

187

86

37

23

1991

1996

2001

2006

2011

2015

54

61

80

102

114

124

1991

1996

2001

2006

2011

2015

554

630

655

483

313

238

Ausstoß von
Stickoxiden

in Deutschland
in Kilotonnen



Schlanke Gesetze sind angesagt

Bürokratieabbau. Mit einfachen und 
verständlichen Gesetzen möchte die 
Bundesregierung den Papierkram auf 
das Nötigste reduzieren. Die Unterneh-
men würde das freuen, weil das ihre 
Kosten senkt. Grundsätzlich sind die 
Firmen jedoch gar nicht so unzufrieden 
mit den deutschen Behörden.

Die Bundesregierung hatte ihr 
Programm für die Begrenzung und 
den Abbau von Bürokratie 2006 
gestartet. Anfangs sollte nur bezif-
fert werden, welche administrativen 
Kosten für Unternehmen mit Bun-
desgesetzen verbunden sind. Inzwi-
schen werden aber nicht mehr nur 
die reinen Bearbeitungskosten für 
Formulare und Meldungen an die 
Behörden erfasst, sondern der ge-
samte Erfüllungsaufwand.

Infolge der Mindestlohngesetz­
gebung beispielsweise fallen jährlich 

mehr als 9 Milliarden Euro für höhere 
Lohnkosten an.

Des Weiteren soll der Umgang 
zwischen den Behörden auf der ei-
nen und den Unternehmen auf der 
anderen Seite generell verbessert 
werden. Hier allerdings sind die 
Fronten längst nicht so verhärtet, 
wie es manchmal den Anschein ha-
ben mag.

Um einen Eindruck davon zu be-
kommen, wie es um die Wirtschafts-
freundlichkeit der Verwaltung steht, 
wurden Unternehmen im Jahr 2015 
nach ihrer Zufriedenheit mit staatli-
chen Stellen befragt – und das Er-
gebnis kann sich durchaus sehen 
lassen.

Auf einer Skala von plus zwei für 
hohe Zufriedenheit bis minus zwei für 
Unzufriedenheit geben die Unterneh­
men den Behörden immerhin im 
Schnitt einen Wert von plus eins.

Allerdings weicht die Beurteilung 
einzelner Bereiche recht weit vom 
Mittelwert ab (Grafik):

•	 Beim Bau einer Betriebsstätte ma-
chen die Firmen die schlechtesten 
Erfahrungen – was möglicherweise 
auf die Komplexität des Baurechts 
und die damit verbundenen kompli-
zierten Genehmigungsverfahren zu-
rückzuführen ist. Den Baubehörden 
selbst lasten die Unternehmen dies 
nämlich offenbar nicht an, denn 
deren Bewertung bleibt trotz allem 
im positiven Bereich.

•	 Behördenkontakte im Zusam-
menhang mit der Aus- und Weiter­
bildung verlaufen augenscheinlich 
sehr konstruktiv, hier gibt es von den 
Firmen Bestnoten.

•	 Auch wenn es um die Leistungen 
staatlicher Stellen bei der Arbeits­
sicherheit und beim Gesundheits­
schutz geht, gibt es wenig zu kritteln.

Grundsätzlich positiv beurteilt 
werden die Unbestechlichkeit und 
Diskriminierungsfreiheit der deut-
schen Behörden.

Auch die räumliche Erreichbar-
keit schneidet überdurchschnittlich 
gut ab. Die Verständlichkeit von 
Formularen, die Öffnungs- und War-
tezeiten, die Verfahrensdauer und 
die Hilfsbereitschaft der Behörden-
mitarbeiter fallen dagegen zurück, 
bleiben aber im positiven Bereich.

Beim Thema E-Government sind 
die Beurteilungen eher schmeichel-
haft: Die Möglichkeit zu Onlinemel-
dungen und -kontakten mit Behör-
den wird zwar zum Teil als unzurei-
chend bemängelt – allerdings ist den 
Unternehmen das ganze Thema 
wohl noch eher schnuppe, sie stufen 
es nicht als besonders wichtig ein.
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Befragung von 1.572 Unternehmen im ersten Halbjahr 2015 
Quelle: Statistisches Bundesamt

Unternehmen: Am meisten Frust beim Bauamt
Zufriedenheit der Unternehmen mit den behördlichen
Dienstleistungen in bestimmten Situationen
auf einer Skala von -2 (eher unzufrieden)
bis +2 (sehr zufrieden)

Durchschnitt
0,94

Aus- und Weiterbildung

Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz

Forschung und Entwicklung, Patente

Import/Export

Einstellen von Beschäftigten

Geschäftsaufgabe oder -übergabe

Gründung eines Unternehmens

Steuern und Finanzen

Teilnahme an Ausschreibungsverfahren

Bau einer Betriebsstätte

0 +1 +2

1,21

1,14

1,08

1,06

0,94

0,90

0,86

0,85

0,82

0,50



Auslandssemester lohnen sich

Studium. Wer schon während des 
Studiums im Ausland war, kann bereits 
bei der Einstellung punkten und hat es 
im Berufsleben leichter. Denn ohne 
Kontakte zu ausländischen Geschäfts-
partnern kommen immer weniger Fir-
men aus.

Bis zum Jahr 2020 soll nach dem 
Willen von Bund und Ländern jeder 
zweite Hochschulabsolvent Erfah­
rungen im Ausland gesammelt ha­
ben. Noch aber studiert erst gut ein 
Drittel der jungen Leute ein paar 
Monate jenseits der deutschen Gren­
ze. Diese Zurückhaltung kommt 
nicht von ungefähr: Laut einer vom 
Bundesbildungsministerium in Auf­
trag gegebenen Umfrage glaubt nur 
jeder zweite Student, dass ein Aus­
landsstudium beruflich und persön­
lich von Nutzen ist.

Das dürfte zu kurz gedacht sein, 
wie eine Befragung von 1.008 Perso­
nalverantwortlichen durch das Insti­
tut der deutschen Wirtschaft Köln 
und den Deutschen Akademischen 
Austauschdienst zeigt.

Demnach werden in fast der Hälf­
te der Unternehmen, die aktuell oder 
künftig Akademiker beschäftigen, 
häufig Fremdsprachenkenntnisse 
benötigt. Das gilt selbst für kleine 
Betriebe mit weniger als 50 Mitar­
beitern (Grafik). Auch Auslandskon­
takte sind bei Groß und Klein oft an 
der Tagesordnung, ebenso Dienst­
reisen ins Ausland.

Mit ausländischen Kollegen im 
Team zu arbeiten, gehört in drei von 
zehn Unternehmen zum Alltag – wo-
bei dies in Kleinunternehmen aller-
dings seltener der Fall ist als in Groß-
betrieben.

All diese auslandsbezogenen Tä­
tigkeiten seien für den Erfolg der 
Firma wichtig – sagen zwei Drittel 
der Unternehmen, die international 
aufgestellt sind. Aber auch die an­
deren Betriebe können sich durchaus 
vorstellen, dass sie in Zukunft vor 
allem dann erfolgreich sind, wenn sie 
über polyglotte Mitarbeiter verfü­
gen. Zumal fast jeder zweite Perso­
nalchef damit rechnet, dass für seine 
Firma die Beziehungen zum Aus­
land wichtiger werden.

Besonders gute Karten, solche 
Tätigkeiten zu übernehmen, haben 
nach Ansicht der Betriebe Akademi­
ker, die schon während ihres Studi­
ums im Ausland waren.

Etwa sieben von zehn Unterneh-
men, in denen es Tätigkeiten mit Aus-
landsbezug gibt, gehen davon aus, 
dass auslandserfahrene Hochschulab-
solventen mit Fremdsprachen besser 
zurechtkommen als solche ohne Aus-
landserfahrung.

Darüber hinaus sagen fast zwei 
Drittel der Unternehmen über weit­

gereiste Mitarbeiter, diese seien bes­
ser darauf vorbereitet, in internatio­
nalen Teams zu arbeiten, als Kandi­
daten ohne Auslandserfahrung.

Auch was die allgemeine beruf­
liche Leistungsfähigkeit betrifft, ist 
Auslandserfahrung offenkundig ein 
Pluspunkt: Fast sechs von zehn Un­
ternehmen, die diesen Vergleich an­
stellen konnten, geben an, dass aus­
landserfahrene Akademiker ihre 
beruflichen Aufgaben im Allgemei­
nen besser bewältigen als Absol­
venten ohne Auslandserfahrung.

Mobilität im Studium zahlt sich 
zudem schon bei der Einstellung aus: 
Sechs von zehn Firmen mit interna­
tionalen Aktivitäten geben Bewer­
bern mit Auslandserfahrung den 
Vorzug – vorausgesetzt, die sons­
tigen Qualifikationen sind gleich.
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Vgl. Deutscher Akademischer Austausch-
dienst, Institut der deutschen Wirtschaft 
Köln (Hrsg.): Hochschulabsolventen mit 
Auslandserfahrungen auf dem deutschen 
Arbeitsmarkt, Bonn 2016, unter:
iwkoeln.de/auslandserfahrungen
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Befragung von 1.008 Personalverantwortlichen im Juli /August 2015
Quellen: Deutscher Akademischer Austauschdienst, Institut der deutschen Wirtschaft Köln

Polyglott unterwegs
In so viel Prozent der deutschen Unternehmen, die Akademiker beschäftigen
oder dies tun wollen, gibt es diese auslandsbezogenen Tätigkeiten

Häufiger Einsatz
von Fremdsprachen

Auslandskontakte im Rahmen
der täglichen Arbeit, z.B. im
Einkauf, Marketing, Vertrieb
oder in der Beratung

Auslandsentsendung – Reisen,
die zeitlich über eine klassi-
sche Dienstreise hinausgehen 

Dienstreisen ins Ausland

55

59

59

34

15

48

46

41

29

6

51

55

57

40

31

48

46

42

29

6

Zusammenarbeit in
internationalen Teams

Unternehmen
insgesamt

mit 1 bis 49
Mitarbeitern

mit 50 bis 249
Mitarbeitern

ab 250
Mitarbeitern



Doppelter Nutzen

Ideenmanagement. Unternehmen, 
die Verbesserungsvorschläge ihrer Be-
schäftigten umsetzen, schlagen zwei 
Fliegen mit einer Klappe: Sie sparen 
durch die Ideen bares Geld und die 
Prämien geben den beteiligten Mitar-
beitern einen Motivationsschub.

In den 136 Unternehmen und 
öffentlichen Körperschaften, die sich 
2015 an der Ideenmanagement-Stu-
die des Deutschen Instituts für Be-
triebswirtschaft (DIB) beteiligt ha-
ben, wurden 1,06 Millionen Verbes-
serungsvorschläge eingereicht. Je 
100 Mitarbeiter kamen im Bran-
chenmittel 149 Ideen zusammen. In 
Konzernen ab 5.000 Beschäftigten 
lag die Vorschlagsquote im Schnitt 
allerdings nur bei 50, in Betrieben 
mit maximal 1.000 Mitarbeitern da-
gegen bei 301. Noch stärker ist das 
Branchengefälle (Grafik):

Die aluminium- und metallverar-
beitende Industrie verzeichnete 2015 
je 100 Mitarbeiter 375 Verbesse-

rungsvorschläge – der Banken- und 
Versicherungssektor nur 13.

Ähnlich sieht es bei der Beteili-
gungsquote aus, also dem Anteil der 
Mitarbeiter, die sich am Ideenma-
nagement beteiligen: Er betrug 2015 
bei den Automobilzulieferfirmen    
53 Prozent, bei Banken und Versi-
cherungen aber nur 8 Prozent.

Die schönsten Ideen nützen we-
nig, wenn sie nicht praktikabel sind 
oder der Wille zur Umsetzung fehlt. 
Doch immerhin jeder zweite Verbes-
serungsvorschlag ist realisiert wor-
den – wiederum mit großen Unter-
schieden zwischen den Branchen:

Die Unternehmen des Maschinen- 
und Anlagenbaus haben 67 Prozent 
aller Verbesserungsvorschläge umge-

setzt – Schlusslicht war auch hier der 
Bankensektor mit 10 Prozent.

Über alle Unternehmen hinweg 
dauerte es im Mittel 113 Tage, bis 
eine Idee umgesetzt wurde. Der Auf-
wand lohnt sich, denn insgesamt 
brachten die Vorschläge, die von den 
in der DIB-Studie erfassten Unter-
nehmen realisiert wurden, einen 
Nutzen von gut 812 Millionen Euro.

Die durchschnittliche Mitarbei-
terprämie je Vorschlag wirkt da mit 
98 Euro bescheiden. Doch im Ein-
zelfall lohnen sich pfiffige Ideen weit 
mehr: Die höchste Einzelprämie gab 
es im Jahr 2015 in der Chemischen 
Industrie – satte 212.000 Euro.
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Quelle: Deutsches Institut für Betriebswirtschaft

Ideenmanagement: Starkes Branchengefälle
Eingereichte Verbesserungsvorschläge je 100 Mitarbeiter im Jahr 2015
So viel Prozent der Vorschläge wurden umgesetzt

57

67

53

62

63

59

40

39

52

33

50

10

Aluminium- und metallverarbeitende Industrie 375

Maschinen- und Anlagenbau 243

Elektroindustrie 232

Eisen- und Metallindustrie 229

Automobilzulieferer 188

Automobilindustrie 134

Sonstige Branchen 128

Dienstleistung, Handel, Bildung 109

Chemische Industrie 85

Verkehr, Logistik, Luft- und Raumfahrt 30

Energie- und Energieversorger 19

Banken, Versicherer, Finanzdienstleister 13

Insgesamt

149 49


